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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Motion Herzog (sp, BS), die eine
Ergänzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs auch in
Pandemiezeiten verlangte. Die SGK-NR beantrage die Annahme der Motion, teilte deren
Sprecherin Regine Sauter (fdp, ZH) mit. Die Einschränkung des Personenverkehrs als
Folge der Grenzschliessungen hätte die Bekämpfung der Pandemie beeinträchtigt, da
auch das Gesundheitspersonal davon betroffen gewesen sei. Eine Bestimmung, die den
Grenzverkehr auch in Krisenzeiten garantiert, der ins Covid-19-Gesetz aufgenommen
wurde, sei nur befristet, weshalb für vergleichbare Situationen in der Zukunft eine
Anpassung des Epidemiengesetzes notwendig sei. Benjamin Roduit (mitte, VS), ebenfalls
Kommissionssprecher, kritisierte den Bundesrat und eine Kommissionsminderheit für
deren ablehnende Haltung. Die Feststellung des Bundesrats, dass Grenzgänger und
Grenzgängerinnen trotz der Reisebeschränkungen aus beruflichen Gründen in die
Schweiz einreisen durften, überzeugte Roduit nicht. Diese Lösungen seien erst auf
Druck des Parlaments und erst nach der ersten Welle gefunden worden. Auch der
Einwand des Bundesrats, dass die Motion den gesundheitspolitischen
Handlungsspielraum bei multilateral-verhandelten Gesundheitsbeschränkungen
beschneide, liess Roduit nicht gelten. Die Schweiz sei schliesslich in Fragen der
öffentlichen Gesundheit und Sicherheit souverän. Innenminister Berset gab zu, dass
man ohnehin mehrere Bestimmungen des Epidemiengesetzes überarbeiten müsse und
widersprach der Forderung der Motion nicht grundsätzlich. Er beharrte aber darauf,
zuerst eine Analyse durchzuführen, bevor irgendwelche Konsequenzen gezogen werden
könnten. Bereits im Juni 2020 habe der Bundesrat eine Revision des
Epidemiengesetzes gefordert. Nun warte man ab, bis eine umfassende und vollständige
Analyse der Pandemie möglich sei. Bis Mitte 2023 solle der Änderungsentwurf in die
Vernehmlassung gegeben werden, erklärte Berset der grossen Kammer. Er bat den
Nationalrat, keine Motionen anzunehmen, bevor nicht eine Gesamtbilanz gezogen
werden konnte und beantragte die Ablehnung des Vorstosses. Da lediglich die SVP
mehrheitlich gegen die Motion stimmte, wurde sie mit 127 zu 46 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) auch vom Zweitrat deutlich angenommen. 1

MOTION
DATUM: 17.03.2022
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Landwirtschaft

Landwirtschaft

La motion " Mesures urgentes Covid-19 pour la viticulture" souhaite remettre la
production de vin suisse sur les rails de la concurrence. Elle s'inscrit dans une série de
textes déposés par différents parlementaires fédéraux. Avec les difficultés accumulées
durant la pandémie, Benjamin Roduit (centre, VS) estime que les producteurs de vin
suisse ont besoin d'aide pour remonter la pente et pour éviter que la situation ne
s'aggrave plus. Il a, en effet, été estimé que les vigneron.ne.s suisses ont perdu près de
40 pour cent de part de marché. De plus, en raison des subventions et des aides
octroyées par les pays membres de l'UE, une forte inégalité et une « distorsion de
concurrence » sont à remarquer, d'après l'élu valaisan. Pour relancer la consommation
de vin suisse, la motion demande que les importateurs de vin proposent aussi des vins
suisses. Ce type de mesures légales aurait déjà fait ses preuves dans d'autres secteurs
comme l'importation de viande de bœuf. 
De son côté, le Conseil fédéral a affirmé qu'en raison des mentions légales en vigueur, il
ne serait pas possible de réduire la quantité de vin importée de la sorte. En effet, la
quantité du contingent doit, dans tous les cas, être mise à disposition, ce qui depuis la
fusion en 2001 des contingents de vin blanc et de vin rouge, représente 170 millions de
litres. Cette quantité n'a cependant jamais été atteinte. De plus, le Conseil fédéral
affirme qu'une telle mesure aurait des effets non désirés comme une limitation de la
concurrence ou la création d'une rente d'importation, le tout ayant des conséquences
sur le prix du vin ainsi que des coûts de procédure élevés. Cependant, l'exécutif ne
reste pas sans rien faire. Il a approuvé, en mai 2020, un budget de CHF 10 millions afin
de déclasser du vin AOC et soutenir le milieu viticole. En accordant au maximum CHF 2
pour chaque litre de vin déclassé et utilisé dans l'industrie, la Confédération entendait

MOTION
DATUM: 11.05.2022
CHLOÉ MAGNIN
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soutenir les vignerons, stabiliser le marché et éviter une rechute du prix du raisin pour
l'année 2020. Pour toutes ces raisons, le Conseil fédéral a proposé, en août 2020, de
rejeter la motion. Cette dernière a finalement été retirée en mai 2022 par le
parlementaire valaisan en plénum, ce dernier étant visiblement convaincu par les
arguments des autorités. 2

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Während der Sondersession im Mai 2021 stand eine Motion Roduit (mitte, VS), die das
Trinken von Wasser und natürlichen Fruchtsäften fördern wollte, auf der
Traktandenliste des Nationalrates. Der Motionär argumentierte, es sei gerade die junge
Bevölkerung, die vorwiegend zuckerhaltige Getränke und nur wenig Obst und Gemüse
zu sich nehme. Sie solle folglich besonders angesprochen werden. Sein Geschäft gelte
es neben gesundheitlichen, wirtschaftlichen, sozialen und politischen Gründen auch
der Umwelt zuliebe anzunehmen. Die zurzeit in diesem Themenbereich vorgesehenen
Massnahmen liessen gemäss Roduit zu wünschen übrig. So griffen mehrere Projekte,
die im Zusammenhang mit der Schweizer Ernährungsstrategie 2017–2024 realisiert
würden, nur unzureichend und seien schlecht verbreitet. Es bedürfe stattdessen der
Verbreitung und Unterstützung konkreter Projekte. Als Beispiel führte Roduit die
Installation von Wasserbrunnen in Schulen auf. Gesundheitsminister Berset erachtete
die Motion hingegen als überflüssig. Er erklärte, dass bereits einiges unternommen
worden sei und man sich mit diesen Entwicklungen auf dem richtigen Weg befinde. Der
Konsum von Fruchtsäften entspreche ungefähr der empfohlenen Menge und sollte
angesichts der Tatsache, dass Saft ebenfalls über Zucker und Kalorien verfügt, nicht
erhöht werden. Daher empfehle der Bundesrat, das Geschäft abzulehnen. Diesem
Votum folgte die grosse Kammer mit 92 zu 80 Stimmen (bei 8 Enthaltungen). 3

MOTION
DATUM: 05.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels einer im September 2019 eingereichten Motion forderte Benjamin Roduit (mitte,
VS) eine Schweizer Kohortenstudie zur Untersuchung der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen. Während der Behandlung des Geschäfts durch den Nationalrat in der
Herbstsession 2021 erläuterte der Walliser sein Anliegen. Im Rahmen einer
Kohortenstudie solle eine grosse Anzahl Kinder und Jugendlicher über einen längeren
Zeitraum hinweg beobachtet werden. Dabei sollen Faktoren untersucht werden, die
einen Einfluss auf das Risiko der Entwicklung von Krankheiten haben. Eine solche
Kohortenstudie diene als wichtiges Referenzinstrument für die Forschung im Bereich
der öffentlichen Gesundheit. Kenne man die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen, könnten im Gesundheitswesen langfristig erhebliche Einsparungen
erzielt werden. Eine solche Studie fehle allerdings bislang, so würden beispielsweise im
Rahmen der vom Bundesrat häufig zitierten «Health Behaviour in School-aged
Children»-Studien jedes Mal andere Kinder untersucht. Bundesrat Alain Berset gab zu,
dass es in diesem Bereich Lücken gebe. Dennoch empfahl er die Motion zur Ablehnung,
da das angestrebte Ziel auf anderen Wegen erreicht werden könne. Dabei verwies er
auf das Postulat Roduit über «Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen» und auf den Nationalen Gesundheitsbericht 2020. Mit 106
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Nationalrat die Motion an. Während sich die
Fraktionen der SP, Grünen, GLP und Mitte geschlossen bzw. grossmehrheitlich für die
Motion aussprachen, lehnten die SVP- und die FDP-Fraktion den Vorstoss geschlossen
ab. 4

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Anfang Februar 2022 reichte die nationalrätliche SGK eine Kommissionsmotion zur
Ausarbeitung und Implementierung einer nachhaltigen Data-Literacy-Strategie in der
digitalen Transformation des Gesundheitswesens ein. Data-Literacy – oder
Datenkompetenz – bezeichnet laut Motion «die Fähigkeit, Daten kritisch zu erheben, zu
verwalten, zu evaluieren und anzuwenden». Im Rahmen eines Projekts sollen
Datenerhebungen und -verknüpfungen durchgeführt werden, mit denen die
Erfahrungen und Folgen von unterschiedlichen Behandlungsansätzen im Zuge der
Covid-19-Pandemie gesammelt und ausgewertet werden. Ein besonderes Augenmerk
gelte es auf den ambulanten Bereich zu legen. Zur Entwicklung geeigneter
Methodologien und Konzepte bedürfe es einer Zusammenarbeit von BAG, BFS,

MOTION
DATUM: 11.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Berufsverbänden, Fachpersonen aus dem Bereich der Statistik und der Data-Literacy
sowie den Akademien der Wissenschaften Schweiz. Yvonne Feri (sp, AG) und Benjamin
Roduit (mitte, VS) stellten dem Nationalrat das Kommissionsanliegen anlässlich der
Sondersession im Mai 2022 vor. Durch die Covid-19-Pandemie sei ersichtlich
geworden, dass zur tatsächlichen Verbesserung der Datennutzung mehr unternommen
werden müsse, als lediglich Fax durch E-Mails zu ersetzen. Es gelte, die gesammelten
Daten gezielt einzusetzen, miteinander zu vergleichen und zu verknüpfen. Denn «mehr
Daten [bedeuteten] nicht automatisch mehr Qualität». Gesundheitsminister Berset
versicherte, dass der Bundesrat diesen Bereich als wichtig und zentral erachte, empfahl
die Motion aber dennoch zur Ablehnung, da bereits einige Arbeiten dazu im Gange
seien. Dazu gehörten etwa eine Plattform des BFS zur Interoperabilität von Daten,
Berichte zur Verbesserung des Datenmanagements im Gesundheitsbereich und in
Erfüllung eines Postulats Humbel (mitte, AG; Po. 15.4225) sowie die Unterstützung des
Bundesrates für die Entwicklung der digitalen Kompetenzen in der universitären Lehre.
Mit 134 zu 45 Stimmen nahm die grosse Kammer das Geschäft dennoch an. Dabei
stammten alle 45 Gegenstimmen aus dem Lager des SVP-Fraktion. 5

Epidemien

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Frage, ob die
Regelung zur Versorgungssicherheit in der Verfassung ergänzt werden solle, ob also
die Verantwortung des Bundesrates für die Versorgung der Bevölkerung mit «den
wichtigsten sensiblen Medikamenten, Wirkstoffen und Schutzmaterial» sowie für
Schutzmassnahmen gegen eine Pandemie explizit in die Verfassung geschrieben werden
soll. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) begründete den Antrag der
Kommissionsminderheit, der parlamentarischen Initiative Folge zu geben, mit dem
Verweis auf die Unzulänglichkeiten der bisherigen Regelung, welche die Corona-
Pandemie deutlich aufgezeigt habe. Die Relevanz der Problematik zeigten überdies
auch Pläne für ähnliche Standesinitiativen sowie für eine Volksinitiative, betonte
Weichelt-Picard. Die beiden Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) und
Thomas de Courten (svp, BL) anerkannten zwar die Relevanz der Frage und die
Notwendigkeit entsprechender Massnahmen, bestritten aber die Notwendigkeit einer
Verfassungsänderung. Die nötigen gesetzlichen Grundlagen seien bereits vorhanden,
insbesondere in Form des Landesversorgungsgesetzes (LVG). Es seien auch bereits
ähnliche Vorstösse angenommen worden (Mo. 20.3166 und Po. 20.3241), zudem habe
der Bundesrat auf Anfang 2022 die Erarbeitung konkreter Massnahmen angetönt. Mit
121 zu 66 Stimmen (bei einer Enthaltung) entschied sich der Nationalrat, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Einzig bei den geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen stiess der Vorstoss auf Anklang. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Suchtmittel

Im Sommer 2020 verlangte Benjamin Roduit (mitte, VS) mittels Motion ein Verbot von
Zusatzstoffen in Tabakprodukten und elektronischen Zigaretten, die das
Suchtpotential oder die Toxizität erhöhen. Zudem wollte er das «Inverkehrbringen […]
von Rauchtabakerzeugnissen mit einem charakteristischen Aroma» verbieten. Als
Grund führte er in der Sommersession 2022 unter anderem die erhöhte Suchtwirkung,
die mit dem Konsum solcher Produkte einhergehe, an. Denn durch die hinzugefügten
Stoffe würden beispielsweise der Hustenreiz unterdrückt und die Nikotinaufnahme
erleichtert. Ausserdem realisierten die Konsumentinnen und Konsumenten durch das
Aroma den Schaden, welchen sie ihrem Körper zufügten, weniger stark. Besonders
davon betroffen seien junge Menschen. So zeige etwa eine US-amerikanische Umfrage,
dass vier von fünf Jugendlichen, die mit dem Rauchen beginnen, zu einem
aromatisierten Produkt greifen würden. Unter anderem in der Europäischen Union,
Grossbritannien, Nordirland und Kanada seien diese Zusatzstoffe bereits seit einigen
Jahren verboten. Sehe man hierzulande von einem Verbot ab, beschafften sich die
europäischen Jugendlichen in Zukunft aromatisierte Zigaretten aus der Schweiz, so der
Motionär weiter. Das Anliegen sei bereits im Zusammenhang mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Initiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabak» diskutiert worden.
Mit der Absicht, den Gegenentwurf zur Volksinitiative nicht allzu fest zu verschärfen, sei
der Punkt damals jedoch nicht aufgenommen worden. Nach Annahme der Initiative
solle dieser Punkt nun jedoch noch geklärt werden. Gesundheitsminister Berset
erachtete das Anliegen des Motionärs als wichtig. Die Situation habe sich seit der ersten
Bundesratsvorlage zum Tabakproduktegesetz 2015 allerdings stark verändert und es
wäre nun für den Bundesrat in Anbetracht der vom Parlament verabschiedeten

MOTION
DATUM: 01.06.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Regelungen schwierig, diese Motion umzusetzen. Mit 89 zu 81 Stimmen (bei 15
Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion an. Dabei stimmten lediglich die GLP-
und die Grünen-Fraktion geschlossen – sie sprachen sich für die Motion aus –, alle
übrigen Fraktionen zeigten sich gespalten. Die Mitglieder der SP- und der Mitte-
Fraktion stimmten mehrheitlich für Annahme, die Mitglieder der SVP- und der
FDP.Liberalen-Fraktion mehrheitlich für Ablehnung. 7

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Mitte Juni 2021 wurde das von Nationalrat Benjamin Roduit (mitte, VS) eingereichte
Postulat zur Untersuchung der Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen stillschweigend vom Nationalrat angenommen. Das Postulat
beauftragt den Bundesrat, auch Kinder und Jugendliche ins nationale Human-
Biomonitoring-Programm aufzunehmen, um einen tieferen Einblick in deren
Gesundheit zu erlangen und ebendiese mithilfe der neu gewonnenen
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu verbessern. Besonders Kinder und Jugendliche
seien von den Auswirkungen der Pandemie betroffen, während jedoch die Datenlage zu
ihrer Gesundheit Lücken aufweise, argumentierte der Postulant. Bereits das im Jahr
2019 angenommene Manifest zur Kinder- und Jugendgesundheit sowie der Nationale
Gesundheitsbericht hätten überdies betont, dass mehr Kenntnisse über die Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen mögliche Einsparungen im Gesundheitswesen nach sich
ziehen könnten. Vor diesem Hintergrund erachtete der Postulant das vom Bund
ohnehin schon vorgesehene Human-Biomonitoring-Programm als geeignete Grundlage,
um die Kinder- und Jugendgesundheit langfristig zu untersuchen. Der Bundesrat
betonte, dass es zwar für eine Integration der Kinder und Jugendlichen in die bis Ende
2021 andauernde Pilotphase zu spät sei, er aber ihre Aufnahme für das Jahr 2022
prüfen wolle – auch wenn die unmittelbaren Auswirkungen der Covid-19-Pandemie zu
diesem Zeitpunkt nicht mehr beobachtbar seien. 8

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
VIKTORIA KIPFER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Christian Dandrès (sp, GE) forderte im Dezember 2020 in seiner parlamentarischen
Initiative, dass die Unterstützungsmassnahmen für Freischaffende in Theater und Film
ausgebaut werden. Konkret verlangte der Sozialdemokrat, dass die Rahmenfristen für
die Beitragszeit und für den Leistungsbezug für die Betroffenen von zwei auf vier Jahre
verdoppelt werden sollen und die ersten 60 Tage der Beitragszeit bei befristeten
Stellen doppelt gezählt wird.
Der Kultursektor sei einer der am stärksten durch die Massnahmen gegen die Corona-
Pandemie betroffenen Bereichen, wie Dandrès in der Nationalratsdebatte in der
Sommersession 2021 argumentierte. Trotz der Öffnungsschritte bleibe die Zukunft der
Schweizer Kulturszene ungewiss, Planung sei quasi unmöglich. Dies werde nach Dandrès
dazu führen, dass Kulturschaffende defacto bis zu zwei Jahre nicht arbeiten könnten,
was starke Auswirkungen auf ihren Anspruch auf Arbeitslosenhilfe gehabt habe und
haben werde. Dabei sei zu betonen, dass die Situation von Freischaffenden im
Kultursektor bezüglich Arbeitslosenversicherung bereits vor Corona prekär gewesen sei,
wie bereits im Postulat Maret (mitte, VS) anerkannt wurde.
Die WBK-NR beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine
Folge zu geben, da die aktuellen Unterstützungsmassnahmen bereits ausreichten und
die in der Initiative vorgeschlagenen Massnahmen zu einer Ungleichbehandlung der
verschiedenen von der Krise betroffenen Sektoren führen würde. Eine Minderheit
Piller-Carrard (sp, FR) beantragte die Annahme der Initiative, weil dadurch die prekäre
Situation der Freischaffenden in Theater und Film, welche die Pandemie ans Tageslicht
gebracht habe, dauerhaft verbessert werden könne. 
Die grosse Kammer folgte der WBK-NR und lehnte die parlamentarische Initiative mit
120 zu 69 Stimmen deutlich ab. Einzig die Fraktionen der SP und der Grünen stimmten
geschlossen für Annahme, unterstützt wurden sie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
und Benjamin Roduit (mitte, VS). 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
SARAH KUHN
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1) AB NR, 2022, S. 555; Medienmitteilung SGK-NR vom 4.2.22
2) BO, CN, 2022, p.769-770; Ordonnance déclassement des vins suisses, RS 916.141
3) AB NR, 2021, S. 880 f.
4) AB NR, 2021, S. 1665 f.
5) AB NR, 2022, S. 747 f.
6) AB NR, 2021, S. 1352 ff.
7) AB NR, 2022, S. 874 f.
8) AB NR, 2021, S. 1479; Po. 21.3220
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